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des Nationalrates XV. Gesetzgebungspel'iude 

DRINGLICHE ANFRAGE 

der Abgeordneten DipL.Ing.RIEGLER, Dr. Johann Haider, Dr.Sch~immer 

und Genossen 

an den Bundesminister für soziaLe Ver~aLtung 

betreffend Pensionskürzung für über 18.000 österreichische 

Pensionisten 

'. 

Seit 1. J~nner 1983 erhaLten nicht ~eniger aLs 11.000 Pensionisten 

eine vergLichen mit dem Dezember 1982 absoLut geringere 

Ausgleichszulage. weitere rund 7.000 Pensionisten sind nicht 

in den Genuß der 5,5 %igen Pensionsanpassung gekommen. 

Es ha;zde Lt sich dabei um jene Ausgleichs zu Lagenbezieher, 

die aus wichtigen ~irtschaftLichen oder familiären Gründen 

die seLbständige Erwervstätigkeit nicht durch die Ubergabe 

des Betriebes, sondp.rn nur durch dessen Verpachtung aufgebe'!". 

konnten, aLso noch Eigentümer sind. Ob~ohL ihr Grundeigen~um 

um keineri Quadratmeter er~eitert oder ihr Pachtzi~s um 

keinen SchilLing erhöht ~urde, ~ird ihnen ~egen einer 

ziffernmäßigen Erhöhung des Einheitswertes für den Betri~b, 

dessen Bewirtschaftung sie Längst aufgegeben haben, die 

Ausgleichszulage gekürzt. 

1980 ~urde erstmals seit dem 2. Weltkrieg eine Rentenkürzung 

untep einer sozialistischen ~lZeinregierung vorgenommen. 

Erst durch parlamentarische und öffentliche Initiativen 

dep aVp konnte dieses Rentenunrecht ~ieder repariert ~erden. 
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So ~ie im Jahre 1980 hat die sozialistische Mehrheit auch 

diesen z~eiten Pensionsskandal allein zu verant~orten. 

Was diesen Skandal versch~rft~ ist die Tatsache~ daß die ~VP 

sowohl im Sozialausschuß am 6. "Dezember 1982 als auch im 

Plenum des Nationalrates am 10.Dezember 1982 auf diese 

soziale Ungerechtigkeit hingewiesen und entsprechende 

Ab~nderungsanträge eingebracht hat. Die Warnungen ~urden 

nicht zur Kenntnis genommen und die ~VP-Vorschläge von 

der SP~-Mehrheit kalt abgelehnt. 

Um für die rund 18.000 Betroffenen eine Pensions kürzung 

doch noch auszuschalten~ hat die ~VP umgehend einen 

Initiativantrag eingebracht. ". 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an den Herrn 

Bundesminister für soziale Verwaltung folgende 

A n fra g e : 

1. Seit ~ann ist Ihnen die Tatsache der Kürzung bzw. Streichung 

der Ausgleichszulage für rund 18.000 Personen~ die ihre 

selbständige Erwerbatätigkeit nur durch Verpachtung des 

land(forst)wirtschaftlichen Betriebes aufgeben konnten~ 

bekannt ? 

2. Was haben Sie bisher zur Beseitigung dieser sozialen 

Ungerechtigkeit unternommen? 

... -. -, 

3. Was ~erden Sie unternehmen~ damit bei diesen rund 

18.000 Personen eine Kürzung der Ausgleichszulage 

verhindert ~ird ? 

In formeller Hinsicht wird beantragt~ diese Anfrage gem~ß 

§ 93 der Geschnftsordnung des Nationalrates als dringlich 

BU behandeln und dem Erstunterzeichner Gelegenheit zur 

Begrü~dung zu geben. 
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